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ZUKunft der energiemärkte

interview mit Walter Döring

„Die Politik muss standhaft bleiben“

Herr Dr. 
Döring, kann 
die von der 
Politik be­
schlossene 
Energiewende 
noch gelingen?
Ja, wir brauchen 
aber ein nachhal-
tiges Bekenntnis 
zur Offshore-

Windenergie, rasche Genehmigungsverfah-
ren und Unterstützung für notwendige Infra-
strukturen wie Häfen, Spezialschiffe und 
Kabel. Außerdem benötigen die Planer und 
Betreiber von solchen Windparks ausreichen-
de Bürgschaften und Haftungsfreistellungen.

Wie müssen sich Windkraftunternehmen 
aufstellen?
Sie brauchen viel Knowhow, aber auch Pio-
niergeist. Nur damit lassen sich Offshore-
Großprojekte in 40 Meter Meerestiefe und  
100 Kilometer vor der Küste realisieren. 
Gleichzeitig sollten Unternehmen die Inves
toren aber mit ihrer gesamten Leistungsfähig-

keit überzeugen. Ein starkes, verlässliches 
Partnernetzwerk gibt dabei enormen Rück-
halt und schafft Vertrauen. So emanzipieren 
sich Windkraftunternehmen auch von der  
Politik, denn auf Dauer führt nur die eigene 
Stärke zu wirtschaftlichem Erfolg.

Wofür werden die Partner genau 
gebraucht?
Das beginnt bei den Planungen mit ihren 
umfassenden Genehmigungsverfahren, setzt 
sich mit leistungsfähigen Offshore-Wind-
kraftanlagen fort und führt bis zu den  
notwendigen Kabelverlegungen und den 
Netzanschlüssen.

Wo braucht die Branche am dringendsten 
Unterstützung?
Nach wie vor halten sich die Banken bei der 
Finanzierung ziemlich zurück. Zwar hat die 
KfW ein Pionierprogramm für die ersten 
zehn Offshore-Windparks mit einem Volu-
men von fünf Milliarden Euro aufgelegt. Pro 
Windpark stehen also bis zu 500 Millionen 
Bürgschaften und Haftungsfreistellungen be-
reit. Auch die Europäische Investitionsbank 

Dr. Walter Döring war acht Jahre Wirtschaftsminister in Baden-Württemberg. 

Jetzt forciert der Vorstand der Windreich AG die Energiewende – unter  

anderem durch die Planung und den Bau von Windkraftanlagen in der Nordsee.

Atommüll-Recycling  
im Laufwellenreaktor
Wie nachhaltig ist die Lösung der Endlagerung des Atommülls?  

Eine neue Technologie, die eine Antwort bieten könnte, ist in Deutschland 

noch weitestgehend unbekannt. 

VON ACHIM GEYER. Forscher aus den Vereinigten Staaten, Bel-
gien und Italien haben eine Technologie geschaffen, welche die 
Probleme der Endlagerung und des Energiemangels zugleich 
lösen kann. Dazu wurde ein sogenannter Laufwellenreaktor 
derart weiterentwickelt, dass er nun Atommüll recyceln kann. 
Zwar gab es die Funktionsweise bereits in sogenannten Brü-
tern, die Neuerung gegenüber diesen besteht aber darin, dass 
man abgereichertes Uran als Brennstoff nutzen kann. 

Mit dieser Möglichkeit haben sich die Rahmenbedingungen 
der Endlagerung gewaltig verschoben: Die Reaktion im Lauf-
wellenreaktor verkürzt die Halbwertszeit des Atommülls von 
vielen hunderttausend Jahren auf rund 300 Jahre und gibt bei 
dieser Reaktion zudem noch Energie ab. Die Energiemenge ist 
dabei noch derart groß, dass sie ganze Städte mit Strom versor-
gen kann – und das bei null Kohlendioxidemissionen. 

Das Auslösen der Reaktion in der Anlage ist verhältnismä-
ßig energieintensiv. Dann jedoch baut es über Jahrzehnte kon-
tinuierlich das bereits abgereicherte Uran aus den Atom
reaktoren in Form eines in sich geschlossenen Systems weiter 
ab. Der Brennstoff muss entsprechend nicht mehr ergänzt 
oder erneuert werden. Die Reaktion findet dabei sukzessive 
statt wie eine Welle – daher auch der Name Laufwellenreaktor. 

Erste Anlagen in 25 Jahren
Technisch betrachtet werden Neutronen auf das abgereicherte 
Uran geschossen, so dass einerseits Energie freigesetzt wird 

und andererseits Plutonium entsteht, das aufgrund der gerin-
geren Halbwertszeit schneller zerfällt und daher weniger be-
drohlich für künftige Generationen ist. Der Rest ist bekannte 
Technologie: Die entstehende Wärme wird von einer Turbine 
wie gewohnt in Strom umgewandelt. Zwar ist die Energieeffi-
zienz mit bis zu 500 Megawatt (MW) noch nicht so gut wie bei 
konventionellen Kraftwerken, die rund 800 MW Energie lie-
fern, doch dürfte der Vorteil überwiegen, vergleichsweise um-
weltschonend Atommüll entsorgen zu können. 

Ein weiteres klares Plus dieser Technologie ist die Tatsa-
che, dass Kernschmelzen oder große Katastrophen auf-
grund des in sich geschlossenen Systems von vornherein so 
gut wie ausgeschlossen sind. Die ersten solcher Kraftwerke 
erwarten wir in rund 25 Jahren auf ausländischen Märkten. 

Durch den Atomausstieg dürfte diese Chance für den 
deutschen Umweltschutz verschlossen bleiben – denn beim 
weiteren Abbau des abgereicherten Urans handelt es sich 
letztlich um eine Kernreaktion. Insbesondere bei den Atom-
kraftgegnern sind damit Widerstände vorprogrammiert. 
Fakt bleibt jedoch, dass man auf diese Weise dem Problem 
der Endlagerung einen gewaltigen Schritt näher käme. 

Tatsächlich ist das Problem der Endlagerung wesentlich 
dramatischer als in der Öffentlichkeit wahrgenommen:  
Archäologen entdecken heute in der Regel Erzeugnisse von 
Kulturen wieder, die (wenn überhaupt) wenige tausend Jahre 
alt sind. Die letzten Reste heutigen Atommülls werden erst in 
500 000 Jahren ihre Halbwertszeiten komplett durchlaufen ha-
ben. Doch wie glaubwürdig ist es, dass die heutigen Endlager 
dann überhaupt noch irgendwo dokumentiert sein werden?

Hinzu kommt: Auch die Bedingungen in den Atommüll-
lagern sind einem langfristigen Wandel unterworfen – hätte 
man dies berücksichtigt, stünde das marode niedersächsi-
sche Atommülllager Asse heute nicht wieder in der Diskus-
sion. Da auch das Verschlussmaterial kaum auf eine ent-
sprechende Haltbarkeit getestet werden konnte, könnte die 
neue Technologie eine diskussionswürdige Alternative dar-
stellen. Langfristig wäre gar denkbar, dass Laufwellenreak-
toren Kohlekraftwerke ersetzen, um damit Ressourcen zu 
schonen und die Kohlendioxidemissionen zu reduzieren.

Achim Geyer, Technologieberatung Altran, Frankfurt

Dank einer neuen Technik könnte die Halbwertszeit des Atom-
mülls deutlich reduziert werden.

Mit gutem Beispiel voran
Deutschland beschreitet einen in doppelter Weise neuen Weg –  

es will nicht nur aus der Kernenergie aussteigen, sondern Schritt für Schritt 

auch aus der Nutzung fossiler Energieträger. Die Energiewende könnte für 

den globalen Klimaschutz bedeutsam werden.

VON OTTMAR EDENHOFER UND BRIGITTE 
KNOPF. Der weltweite Ausstoß von Treib
hausgasen steigt, und trotz der Finanzkrise 
steigt er schneller als je zuvor in der Wirt-
schaftsgeschichte. Der Grund liegt darin, 
dass die Verstromung von Kohle vor allem in 
China und Indien, aber auch in den  
Vereinigten Staaten wieder wettbewerbsfähig 
geworden ist. Der hohe Ölpreis führt nicht 
zum Ende des Zeitalters fossiler Energien, 
wie oft fälschlich angenommen wird. Er 
führt vielmehr dazu, dass die Kohle wieder 
wettbewerbsfähig wird. Energie aus Kohle 
bedeutet aber auch deutlich mehr Emissio-
nen – die weltweiten Klimaschutzziele stehen 
auf dem Spiel. Auch die Nutzung neuer 
nichtkonventioneller Gasvorkommen in den 
Vereinigten Staaten wird an der Kohlerenais-
sance nichts Entscheidendes ändern. Mög
licherweise werden dort weniger Kohlekraft-
werke gebaut, aber die Vereinigten Staaten 
werden ihre Kohle nach China exportieren, 
das angesichts seines steigenden Energiebe-
darfs alle Primärenergieträger nutzen wird.

Das Zeitalter der fossilen Energieträger 
würde nur dann zu Ende gehen, wenn es bald 
zu einem internationalen Klimaabkommen 
käme. Denn so würde der Deponieraum der 
Atmosphäre begrenzt werden. Gegenwärtig 
wird dieser von den großen Emittenten kos-
tenlos genutzt, als ob er unbegrenzt wäre. Die 
Forschung zeigt aber, dass er Grenzen hat – 
werden sie überschritten, steigt das Risiko ge-
fährlichen Klimawandels. Ein Abkommen 
würde entsprechende Emissionsgrenzen fest-
legen. Und diese Knappheit hätte Auswirkun-
gen auf den CO2-Preis. 

Die Energieunternehmen müssten sich 
dann überlegen, wie sie kostengünstig ihren 
Stromsektor kohlendioxidfrei machen kön-
nen. Die institutionellen Investoren würden in 

Asien nicht mehr in Städte investieren, deren 
Wohnungen und Transportsektor sich bei  
einem steigenden CO2-Preis als Fehlinvestition 
erweisen würden. Ein steigender CO2-Preis 
würde einen weltwirtschaftlichen Struktur-
wandel auslösen, der von manchen Beobach-
tern nicht zu Unrecht als die dritte industrielle 
Revolution bezeichnet wird. Aber davon sind 
wir noch weit entfernt. Ein internationales 
Klimaabkommen ist nicht in Sicht. 

Es stellt sich die Frage, ob vor diesem Hin-
tergrund eine nationale Energiewende über-
haupt sinnvoll ist. Deutschland hat sich im 
Herbst 2010 nicht nur zu ambitionierten CO2-
Minderungen, sondern mit der Energiewende 
auch zu einem Aufbruch in das Zeitalter der 
erneuerbaren Energien bekannt. Als einer der 
größten Nettoexporteure von Gütern und  
Kapital will es den Beweis antreten, dass ein 
Land, das sich als Exportweltmeister von 
Technologien versteht, Wirtschaftswachstum 
vom Emissionswachstum dauerhaft entkop-
peln kann. Dabei will Deutschland weder  
seine Stärke im Export aufgeben, noch will es 
sich selbst deindustrialisieren, wie dies Groß-
britannien in der Thatcher-Ära getan hat. 

Nun würde man Margret Thatcher Unrecht 
tun, wollte man ihr vorwerfen, sie hätte Groß-
britannien aus umweltpolitischen Gründen 
deindustrialisiert. Die Deindustrialisierung 
war weniger Absicht als vielmehr Folge ihrer 
Politik, die auf Kostensenkung und nicht auf 
Innovation setzte. Die Lösung kann also nur 
sein, Deutschland als Industriestandort durch 
Innovationen zu stärken. Wenn die Energie-
wende gelänge, würden zwar die weltweiten 
Emissionen in Summe kaum sinken. Aber der 
Beweis wäre erbracht, dass sich an einem  
Industriestandort ehrgeiziger Klimaschutz 
mit Wirtschaftswachstum vereinbaren lässt. 
Aus gutem Grund blicken daher vor allem  

Japan und China auf Deutschland – beide 
Länder betreiben eine exportorientiere Wirt-
schafts- und Industriepolitik. 

Die Herausforderungen, die sich in Deutsch-
land durch die Energiewende stellen, sind ge-
waltig. Und noch ist nicht klar, ob sie gelingt. 
In den nächsten zehn Jahren müssen mehrere 
Gigawatt Kernenergie und fossile Kraftwerks-
kapazitäten ersetzt werden. Die Offshore-
Windenergie muss auf den Weg gebracht und 
die Energieeffizienz stark gesteigert werden. 
Und die größte mittelfristige Herausforderung 
besteht darin, die erneuerbaren Energieträger 
in ein bisher von fossilen Energieträgern do-
miniertes System zu integrieren. Deutschland 
wird diese Energiewende nur meistern, wenn 
die klima- und energiepolitischen Instrumen-
te wie der Emissionshandel und die Förde-
rung der erneuerbaren Energien auf europäi-
scher Ebene aufeinander abgestimmt werden. 
Nur so lässt sich dieser Umbau kosteneffizient 
bewerkstelligen.

Damit ist die Energiewende eines der 
größten wirtschaftspolitischen Experimente, 
das Deutschland in der jüngeren Geschichte 
unternommen hat. Wenn sie gemeistert wird, 
dann ist der bislang historisch noch nicht er-
folgte, aber dringend nötige Beweis erbracht, 
dass sich Wirtschaftswachstum von CO2-
Emissionen kosteneffizient entkoppeln lässt. 
Dieses Beispiel würde seine Wirkung in den 
internationalen Klimaverhandlungen nicht 
verfehlen.

Professor Ottmar Edenhofer,  
Chef-Ökonom des Potsdam-Instituts  
für Klimafolgenforschung;  
Dr. Brigitte Knopf, stellvertretende Leiterin 
des Forschungsbereichs Nachhaltige 
Lösungsstrategien des Potsdam-Instituts  
für Klimafolgenforschung

signalisiert große Bereitschaft, sich zu enga-
gieren. Wir wollen jedoch auch die Bundes-
länder im Norden, die ja unmittelbar von 
den zukunftsfähigen Arbeitsplätzen profitie-
ren, mit ins Boot holen. Als Unternehmens-
lenker möchte ich keine Steuergelder ge-
schenkt bekommen. Wir brauchen aber 
Bürgschaften, um Finanzierungen abzu
sichern. Außerdem hoffen wir sehr, dass die 
Politik ihren Energiewendebeschluss gegen-
über anderslautenden Interessen standhaft 
verteidigt.

Worüber ärgern Sie sich am meisten?
Über jede Meldung, dass wir die Energiewende 
nicht schaffen. Ich vermute, dass einige kein 
Interesse daran haben, dass die Wende gelingt. 
Mich stören auch Nachrichten über Verzöge-
rungen bei Offshore-Windparks, weil Netz
anschlüsse, Spezialschiffe oder Nord-Süd-
Stromtrassen fehlen. Da kann ich nur den 
Kopf schütteln. Zuerst nehmen dann eben  
die Energieverbraucher im Norden den Off-
shore-Windstrom ab.

Das Gespräch führte Werner Bruckner.

Die Energiewende wäre ein wichtiger 
Schritt für den globalen Klimaschutz – 
und könnte damit auch dazu beitragen, 
dass weniger Gletscher schmelzen.


